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Kleine Anfrage 4636 
 
der Abgeordneten Ina Scharrenbach   CDU 
 
 
 
Fahrzeuge im Katastrophenschutz: Moderne und leistungsfähige Ausstattung als Aner-
kennung für herausragende Leistungen von Feuerwehren und anerkannten Hilfsorga-
nisationen im Rahmen der Flüchtlingsaufnahme? 
 
 
 
Mit der Antwort der Landesregierung auf meine Kleine Anfrage „Erwerb von Fahrzeugen für 
Feuerschutz und Hilfeleistung in Nordrhein-Westfalen“ (Drs.-Nr. 16/10605) wurde am 29. De-
zember 2015 dargelegt, dass landesweit 2.080 Fahrzeuge aus dem landesseitigen Erwerb für 
den Brandschutz und die Hilfeleistung zur Verfügung stehen. 
 
Das Alter der von Seiten des Landes Nordrhein-Westfalen beschafften und für den Einsatz 
vorgesehen Fahrzeuge ist dabei sehr unterschiedlich: Landesweit stehen beispielsweise 15 
Löschgruppenfahrzeuge 16 mit Tragkraftspritze (LF 16-TS) zur Verfügung, die sämtlich älter 
als 27 Jahre sind. Die 130 in früheren Jahren landesseitig erworbenen Löschgruppenfahr-
zeuge Katastrophenschutz (LF KatS) sind sämtlich älter als 25 Jahre.  
 
Ferner zeigt sich bei der übersandten Aufstellung, dass die landesseitig gestellten und vor-
handenen Fahrzeuge nicht dem Ausstattungssoll des ergänzenden Katastrophenschutzes, 
das seit dem 31. Dezember 2009 gilt, umfänglich entsprechen. Dabei sind Art und der Umfang 
der damaligen Ergänzung durch das Bundesministerium des Innern im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden neu festgelegt worden. Die Neuerungen dienten dazu, 
den gewandelten Anforderungen des Zivilschutzes unter Berücksichtigung neuer Gefahren 
von nationaler Bedeutung Rechnung zu tragen und gleichzeitig die ehrenamtlichen Hilfskräfte 
weiter einzubeziehen.  
 
Immer mehr Städte und Gemeinden sehen sich derzeit gezwungen, in die Ersatzbeschaffung 
von Fahrzeugen einzutreten, weil das Land Nordrhein-Westfalen seinerseits Ersatzbeschaf-
fungen nicht tätigt, obwohl Mittel aus dem Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer zur Verfü-
gung stehen. Einige der in die Beschaffung eintretenden Kommunen melden, dass sie diese 
Fahrzeuge dem Katastrophenschutz nicht widmen wollen.  
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Insgesamt wurden in den Haushaltsjahren 2014 und früher 130,6 Millionen Euro aus dem Auf-
kommen der Feuerschutzsteuer nicht verausgabt (vgl. Drs.-Nr. 16/10604). Der absolute Tief-
punkt der zentralen Beschaffung wurde im Haushaltsjahr 2014 realisiert: Von 15 Millionen 
Euro, die für den Erwerb von Fahrzeugen zur Verfügung gestellt wurden, wurden gerade ein-
mal 102.000 Euro investiert. Von Seiten der Landesregierung wurde dieses deutliche Missver-
hältnis mit dem Aufdecken des Feuerwehrfahrzeug-Kartells begründet, in dessen Folge in den 
Jahren 2011 bis 2014 temporär keine Beschaffungen durchgeführt wurden.    
 
Da die Haupt- und Ehrenamtlichen der Feuerwehren und der anerkannten Hilfsorganisationen 
in 2015 Herausragendes bei der Unterbringung und Versorgung von asylsuchenden Men-
schen in Nordrhein-Westfalen geleistet haben und zum Teil über die strukturellen und indivi-
duellen Leistungsgrenzen hinaus Einsatz gezeigt haben, sollte es unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Ausgabereste aus der Feuerschutzsteuer und dem Zerschlagen des Feuerwehr-
fahrzeug-Kartells nun doch möglich sein, eine landesseitige Anerkennung dieser Leistungen 
durch das zur Verfügung stellen von moderner und leistungsfähiger Ausrüstung zu gewähren 
– auch, wenn es im Interesse eines funktionsfähigen Katastrophenschutzes des genannten 
Anlasses nicht bedarf.   
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. In wie vielen Fällen treten Städte und Gemeinden in die Ersatzbeschaffung von Fahr-

zeugen ein, die ursprünglich über das Land Nordrhein-Westfalen erworben und tech-
nisch außer Dienst gestellt wurden (Übersicht für die Jahre 2010 – 2015, Angabe der 
Städte, Angabe zum Fahrzeug, durch die Stadt übernommene Investitionskosten)? 

 
2. In wie vielen Fällen treten Städte und Gemeinden in die Ersatzbeschaffung von Fahr-

zeugen ein, die ursprünglich über die Bundesebene erworben und technisch außer 
Dienst gestellt wurden (Übersicht für die Jahre 2010 – 2015, Angabe der Städte, Angabe 
zum Fahrzeug, durch die Stadt übernommene Investitionskosten)? 

 
3. In welcher Weise wird die Landesregierung die aufgelaufenen Ausgabereste aus der 

Feuerschutzsteuer für den Erwerb von Fahrzeugen verwenden (Jahr; Fahrzeugart; In-
vestitionshöhe; Erfüllung Ausstattungssoll ergänzender Katastrophenschutz: ja/nein; 
verbleibender Ausgaberest)? 

 
4. Wird die Landesregierung für die zu erwerbenden Fahrzeuge eine doppelte Verwendung 

zulassen (Katastrophenschutz, Brandschutz und Hilfeleistung)? 
 
5. Wird die Landesregierung die Landeszuschüsse an Gemeinden zur Förderung des 

Brandschutzes und der Hilfeleistung, die seit 2010 unverändert 35,62 Millionen Euro be-
tragen, an die Ertragsentwicklung der Feuerschutzsteuer anpassen (einmalige Erhö-
hung, Dynamisierung, anteilige Auskehrung der Ausgabereste aus der Feuerschutz-
steuer oder vgl.)? 

 
 
 
Ina Scharrenbach  


